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Änderung und Ergänzung Nr. 26 des Landschaftsplanes  
der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000  
für den Bereich "Planungsraum 3 - Scholven bis Beckhausen" im Teilbereich "Bergehalde Rungenberg"  
zwischen der Fläche des ehemaligen Bergwerks Hugo - der Schüngelbergstraße / der Horster Straße - der BAB A2 - der 
Rungenbergstraße  
 
Erfolgte Durchführung des Anzeigeverfahrens, In-Kraft-Treten 
 
vom 19.02.2019 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat am 11.10.2018 gemäß § 20 Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen und zur 
Änderung anderer Vorschriften (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG NRW) in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen, jeweils in der geltenden Fassung den 
 
Landschaftsplan der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000 
für den Bereich „Planungsraum 3 Scholven bis Beckhausen“  
im Teilbereich „Bergehalde Rungenberg“  
zwischen der Fläche des ehemaligen Bergwerks Hugo - der Schüngelbergstraße / der Horster Straße - der BAB A2 - der 
Rungenbergstraße 
 
- nach vorgegangener Prüfung und Entscheidung über die vorgebrachten Bedenken und Anregungen gemäß § 17 Abs. 1 LNatSchG  
 
als Satzung beschlossen. 
 
Die Änderung und Ergänzung Nr. 26 dieses Landschaftsplanes besteht aus einem Sonderblatt der Entwicklungskarte, einem Sonderblatt der 
Festsetzungskarte sowie den textlichen Darstellungen, den textlichen Festsetzungen und Erläuterungen zu dem geänderten Planungsraum. 
Diese gesonderten Niederschriften werden gemäß § 52 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der geltenden Fassung, 
festgehalten. Die Originale dieser gesonderten Niederschriften werden beim Referat Stadtplanung aufbewahrt. 
 
Im Rahmen des Anzeigeverfahrens gemäß §§ 18 und 21 LNatSchG NRW wurde die Änderung und Ergänzung Nr. 26 des Landschaftsplanes 
der Stadt Gelsenkirchen durch die Bezirksregierung Münster (Höhere Landschaftsbehörde) geprüft und eine Verletzung von Rechtsvorschriften 
mit Verfügung vom 31.Januar 2019 unter Az. 51.3-005-GE/2017.0004 nicht geltend gemacht. 
 
Die erfolgte Durchführung des Anzeigeverfahrens des 
Landschaftsplanes der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000  
für den Bereich „Planungsraum 3 Scholven bis Beckhausen“  
im Teilbereich „Bergehalde Rungenberg“  
zwischen der Fläche des ehemaligen Bergwerks Hugo - der Schüngelbergstraße / 
 der Horster Straße - der BAB A2 - der Rungenbergstraße  
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweise: 
 
Hingewiesen wird auf § 21 Abs. 1 bis Abs. 3 des 21 LNatSchG NRW und § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land NRW 
 
I. § 21 Abs. 1 bis Abs. 3 des LNatSchG  
 
(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes ist für die Rechtswirksamkeit des Landschaftsplans nur 

beachtlich, wenn 
 
1. die Vorschriften über die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und die öffentliche Auslegung nach § 15, § 17 oder § 20 Absatz 

2 Satz 2 verletzt worden sind; unbeachtlich ist dagegen, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne berührte Träger öffentlicher 
Belange nicht beteiligt oder bei Anwendung des § 17 Absatz 2 Satz 3 oder des § 20 Absatz 2 Satz 1 die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind oder 

2. ein Beschluss des Trägers der Landschaftsplanung nicht gefasst, ein Anzeigeverfahren nicht durchgeführt oder die Durchführung des 
Anzeigeverfahrens nicht ortsüblich bekannt gemacht worden ist. 

  
(2) Mängel im Abwägungsvorgang sind für die Rechtswirksamkeit des Landschaftsplans nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 

Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. Für das Abwägungsergebnis ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschluss-
fassung über den Landschaftsplan maßgebend. 

I 
Bekanntmachungen des  

Oberbürgermeisters 
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(3) Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit des Landschaftsplans sind 
  

1. eine Verletzung der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und 
2. Mängel des Abwägungsergebnisses gemäß Absatz 2, 

  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Landschaftsplans schriftlich gegenüber dem Träger der Landschafts-
planung geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
 

II. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen die Änderungen des 
Landschaftsplanes der Stadt Gelsenkirchen nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Die Änderung und Ergänzung Nr. 26 des Landschaftsplans der Stadt Gelsenkirchen wird beim Referat 61 - Stadtplanung der Stadt 
Gelsenkirchen, Rathaus in Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstr. 12, 4. Etage (Neubau), Zimmer 401, während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. Auf Verlangen wird über den Inhalt der Änderung und Ergänzung Nr. 26 des Landschaftsplans der Stadt Gelsenkirchen 
Auskunft gegeben. 
 
Die erfolgte Durchführung des Anzeigeverfahrens zur Änderung und Ergänzung Nr. 26 des Landschaftsplans der Stadt Gelsenkirchen wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit der Bekanntmachung tritt die Änderung und Ergänzung Nr. 26 des Landschaftsplans der Stadt Gelsenkirchen in Kraft. 
 
Gelsenkirchen, 19. Februar 2019 

Frank Baranowsk i  
Oberbürgermeister 

(Siegel) 
 
(Nachrichtliche Informationen sind im Internet abrufbar 
für das Amtsblatt unter: www.gelsenkirchen.de/amtsblatt 
für den Landschaftsplan unter: https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Landschaftsplan.aspx) 
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Referat 2 (Rat und Verwaltung) 
 
Bekanntmachung des Wahlleiters der Stadt Gelsenkirchen über die Besetzung eines freigewordenen Sitzes in der Bezirksvertretung 
des Stadtbezirks 2 - Gelsenkirchen-Nord 
 
Der Bezirksverordnete des Stadtbezirks 2 - Gelsenkirchen-Nord, Herr Wolfgang Rossmann, ist am 30. Januar 2019 verstorben. 
 
Gemäß § 45 Abs. 1 KWahlG in Verbindung mit § 46 a Abs. 1 KWahlG ist für ihn am 19. Februar 2019 Herr Christian Fischer, Bachwiesenring 
22, 45896 Gelsenkirchen, nachgerückt. 
 
Gegen diese Feststellung kann gemäß § 39 Abs. 1 in Verbindung mit § 45 Abs. 2 und § 46 a Abs. 1 KWahlG binnen eines Monats nach ihrer 
Bekanntgabe Einspruch erhoben werden. Der Einspruch ist bei dem Wahlleiter der Stadt Gelsenkirchen, Hans-Sachs-Haus, Zimmer 539, 
Ebertstraße 11, 45875 Gelsenkirchen schriftlich einzureichen oder dort mündlich zur Niederschrift zu erklären.  
 
Gelsenkirchen, 21. Februar 2019 

Frank Baranowsk i  
Oberbürgermeister 

als Wahlleiter 
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 19. Februar 2019 

I. A. Sch lü ter  
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 15. Februar 2019 

I. A. D isse l  
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 15. Februar 2019 

I. A. Sch lü ter  
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 20. Februar 2019 

I. A. Sch lü ter  
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 20. Februar 2019 

I. A. W agner  
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Referat 20 (Stadtkämmerei und Finanzen) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehende aufgeführte Firma wurden folgende Bescheide erlassen: 
 
Ioan Gabor 
zuletzt bekannte Anschrift: Hermannstr. 53, 45891 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 08.02.2019, Forderungskennzeichen 1000069007 
 
Die Bescheide können beim Referat 20 - Stadtkämmerei und Finanzen -, Bochumer Str. 4, 45879 Gelsenkirchen, Zimmer 402, vom 
Berechtigten in Empfang genommen werden. 
 
Die Bescheide werden durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 19. Februar 2019 

I. A. Meyer  
 
 
Referat 33 (Bürgerservice) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehend aufgeführte Person wurde folgender Bescheid erlassen: 
 
Sebastian Adam Zajaczkowski, 
zuletzt bekannte Anschrift: Rembrandtstr. 35, 45883 Gelsenkirchen 
Bescheid vom 05.02.2019 
 
Vorgenannter Bescheid kann beim Referat 33 - Bürgerservice, Wildenbruchstr. 10, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 2.25, in Empfang genommen 
werden. 
 
Der Bescheid wird durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 20. Februar 2019 

I. A. Borut ta  
 
 

Referat 33 (Bürgerservice) 

 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehend aufgeführte Personen wurden folgende Bescheide erlassen:  
 
Fabrizio Cosimo Taurisano, 
zuletzt bekannte Anschrift: Karlstr. 16, 45891 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 18.02.2019 
 
Alexandru Tebrean,    
zuletzt bekannte Anschrift: Massener Bahnhofstr. 8, 59427 Unna 
Bescheide vom 07.02.2019 und 13.02.2019 
 
Vorgenannte Bescheide können beim Referat 33 - Bürgerservice, Wildenbruchstr. 10, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 2.25, in Empfang 
genommen werden. 
 
Die Bescheide werden durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 21. Februar 2019 

I. A. Borut ta  
 
 
Vorstandsbereich 5 (Arbeit und Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz) 
 
Tagesordnung 
für die 28. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Verbraucherschutz am 07. März 2019, 16.00 Uhr, Sitzungszimmer 1 - Zenica, 4. OG., 
Hans-Sachs-Haus, Ebertstr. 11, Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Anträge gemäß § 7 der Geschäftsordnung 
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3 Durchführung des Projekts „Rotthausen – gesund und munter“ 
 

 14-20/6910 

4 Verlauf von Infektionskrankheiten in den Jahren 2016 - 2018 
 

 14-20/6889 

5 Erste Hilfe an Grundschulen 
 

 14-20/6897 

6 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

6.1 Mitteilungen 
 

  

6.1.1 Anfrage des beratenden Mitglieds Herrn Dr. Lauer  
- Morbidität und Mortalität in Gelsenkirchen durch NO2, CO2 und  
Feinstaub - 
 

 14-20/6904 

6.2 Anfragen 
 

  

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

 
- entfällt - 

 
 
 

  

 
Gelsenkirchen, 19. Februar 2019 

I. V. W ol terhof f  
 
 
Vorstandsbereich 6 (Planen, Bauen, Umwelt und Liegenschaften) 
 
Tagesordnung 
für die 31. Sitzung des Ausschusses für Verkehr, Bauen und Liegenschaften am 07. März 2019, 16.00 Uhr, Sitzungszimmer Cottbus, Rathaus 
Buer, Goldbergstr. 12, Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Anträge gemäß § 7 der Geschäftsordnung 
 

  

2.1 Sachstandsbericht Elternhaltestellen in Gelsenkirchen 
- Antrag der CDU-Ratsfraktion - 
 

 14-20/6945 

3 Mündlicher Sachstandsbericht der Verwaltung zur verkehrlichen Situation 
und zum Thema Sicherheit für Fußgänger und Radfahrer auf der 
Westerholter Straße im Bereich Waldquartier (beide Fahrtrichtungen) 
 

  

4 Anpassung des Kärntener Rings an der Stadtgrenze zu Gladbeck und 
niederflurgerechter Ausbau zweier Bushaltestellen 
 

 14-20/6832 

5 Stadterneuerung Hassel.Westerholt.Bertlich: Öffnung der Sportanlage 
Lüttinghof - Hochbauvarianten 
 

 14-20/6861 

6 Brückenzustandsbericht 2019 
 

 14-20/6901 

7 Ergebnisniederschrift über die Verkehrsschau bei Nacht/Unfallkommission 
am 12.12.2018 
 

 14-20/6824 

8 Bau-, Verkehrs- und Liegenschaftsangelegenheiten von besonderer 
Bedeutung 

 Vorstellung der Maßnahmen Musiktheater im Revier (MiR) 
 

  

9 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

9.1 Mitteilungen 
 

  

9.1.1 Anfrage des sachkundigen Bürgers Herrn Kranefeld  
- Busbahnhof Gelsenkirchen (ZOB GE - Hbf) - 
 

 14-20/6879 

9.1.2 Anfrage des Stadtverordneten Herrn Hauer  
- Kreisverkehre - 
 

 14-20/6905 

9.1.3 Anfrage des sachkundigen Einwohners Herrn Hundt  
- Sachstandsbericht - Neubaugebiet Buerscher Waldbogen - 
 

 14-20/6922 

9.1.4 Anfrage des Stadtverordneten Kurth  
- Messung der Schadstoffbelastung der Luft an der Kurt-Schumacher-
Straße - 
 

 14-20/6930 

9.1.5 Anfrage des sachkundigen Einwohners Herrn Hundt  
- Busbahnhof Gelsenkirchen-Buer (ZOB Buer) - 
 

 14-20/6931 
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9.2 Anfragen 
 

  

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Verlängerung der Ankaufsoption für ein städtisches Betriebsgrundstück 
Willy-Brandt-Allee BPl 293 
 

 14-20/6735 

2 Verkauf eines städtischen Grundstücks im ARENA Park Gelsenkirchen 
 

 14-20/6814 

3 Verkauf eines Baugrundstücks an der Karnaper Straße im Stadtteil Horst  
 

 14-20/6833 

4 Anmietung der städtischen Tageseinrichtung für Kinder Heidelberger Straße 
8 in Gelsenkirchen 
 

 14-20/6899 

5 Sicherung im Musiktheater im Revier (MiR) 
 

 14-20/6639 

6 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

6.1 Mitteilungen 
 

  

6.2 Anfragen 
 

  

 
Gelsenkirchen, 22. Februar 2019 

I. V. Har ter  
 
 
Referat 61 (Stadtplanung) 
 
Niederschrift über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gemäß § 3 Abs.1 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Bebauungsplan Nr.163, 1. Änderung 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Flöz Dickebank" 
 
zwischen der Straße Flöz Sonnenschein - östliche Grundstücksgrenze Ulmenstraße Nr. 2 bis Nr. 40 - Virchowstraße - 
Knappschaftsstraße - südliche Grundstücksgrenze Knappschaftsstraße Nr. 9 bis Nr. 19 - westliche Grundstücksgrenze 
Knappschaftsstraße Nr. 19 bis Nr. 21 - südliche Grundstücksgrenze  Virchowstraße Nr. 37 bis Nr. 57 - westliche Grundstücksgrenze 
Virchowstraße Nr. 57 - Virchowstraße - östliche Grundstücksgrenze Bochumer Straße Nr. 169 bis Nr. 145 
 
am 20. Mai 2015 
 
Wissenschaftspark, Munscheidstraße 14, 45886 Gelsenkirchen 
 
Beginn  19:00 Uhr 
Ende  19:35 Uhr 
 
Anwesend waren ca. 60 Bürgerinnen und Bürger. 
 
Die Bürgerbeteiligung wurde unter der Leitung des Bezirksbürgermeisters des Stadtbezirkes Gelsenkirchen-Süd, Herrn Fath, durchgeführt. 
 
Herr Fath begrüßte die anwesenden Bürgerinnen und Bürger, Herrn Rommelfanger, Herrn Schwarte, Frau Kazmierczak vom Referat 
Stadtplanung, Frau Düster und Frau Schmid von der unteren Denkmalbehörde, Frau Powileit als Quartiersarchitektin, Herrn Freudenau als 
Sozialplaner sowie Frau Albrecht als Leiterin der Bezirksverwaltungsstelle. 
 
Herr Fath wies darauf hin, dass die Veranstaltung aus zwei Teilen bestehe, der erste Teil sei die nach Baugesetzbuch vorgeschriebene 
frühzeitige Beteiligung der Bürger zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 163, Flöz Dickebank, bei der nach der Vorstellung durch die 
Verwaltung Fragen gestellt werden könnten und über die ein Protokoll angefertigt werde, dass auch im Amtsblatt der Stadt Gelsenkirchen 
veröffentlicht werde. 
 
Der zweite Teil sei eine Bürgerinformation zum Denkmalschutz in der Siedlung. 
 
Anschließend wies Herr Fath darauf hin, dass die Verwaltung auch nach der Veranstaltung noch zur Verfügung stehen werde und dass neben 
der Erörterungsmöglichkeit am Abend Anregungen und Vorschläge zur Planung auch noch im Nachhinein schriftlich eingereicht werden 
könnten. 
 
Zur Einführung übergab Herr Fath das Wort an Herrn Rommelfanger. 
 
Herr Rommelfanger erläuterte die besondere Bedeutung dieser ehemaligen Bergarbeitersiedlung und wie wichtig es sei, dass ein einheitliches 
Erscheinungsbild mit hoher Qualität erhalten bleibe. Das sei mittlerweile umso schwieriger, da es sich nicht mehr um einen Eigentümer 
handele, sondern die Siedlung nach und nach privatisiert werde. Es müsse modernisiert und instandgesetzt werden, und da sei es wichtig, die 
Qualitätsmerkmale festzusetzen. Das bedeute, dass die bestehenden Satzungen (Bebauungsplan, Gestaltungssatzung, Denkmalbereichs-
satzung) im Detail angepasst werden müssten, damit die Siedlung einerseits ihren Charakter behalte, andererseits aber dennoch den heutigen 
Anforderungen gerecht werde. 
Auf die Zwischenfrage einer Bürgerin, ob bekannt sei, wie viele Häuser mittlerweile verkauft worden seien, antwortete Herr Freudenau, dass 
von den vorhandenen 121 Einheiten bislang 25 verkauft worden seien. 
 
Herr Rommelfanger gab das Wort an Herrn Schwarte. 
 
Herr Schwarte erläuterte anhand einer PowerPoint-Präsentation die Lage und die Abgrenzung des Plangebietes, die übergeordneten 
Planungsziele für den Planbereich aus dem Regionalen Flächennutzungsplan sowie die verschiedenen Bauphasen mit ihren Haustypen. Er 
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zeigte den rechtskräftigen Bebauungsplan und den Änderungsbereich. Im rechtskräftigen Bebauungsplan sei das Straßennetz festgesetzt. Die 
überbaubaren Flächen würden sich stark nach dem Bestand richten, die Baugrenzen und -linien seien eng um die Gebäude gelegt. Das 
Hauptziel des Bebauungsplanes sei die Bestandssicherung gewesen. Es solle keine Nachverdichtung ermöglicht werden. Nebenanlage und 
Stellplätze seien außerhalb der gekennzeichneten Flächen nicht zugelassen. 
In den Geltungsbereich der ersten Änderung seien die Gemeinbedarfsfläche für die Kirchen an der Ückendorfer Straße und die Grünfläche 
nicht in den Änderungsbereich einbezogen, da dort kein Handlungsbedarf bestehe. Dagegen würden der Bereich südlich der Virchowstraße 
und die Grundstücke Knappschaftsstraße Nr. 9 - Nr. 25 mit in den Geltungsbereich der Änderung einbezogen. Es sei ein Gestaltungsplan 
erarbeitet worden, der als Grundlage für die Bebauungsplanänderung diene. Die wesentlichen Änderungen seien Änderung der Stellplatz-
anlagen für die Häuser Flöz Sonnenschein 36-46 und für die Häuser Flöz Sonnenschein 56-58/ Ulmenstraße 2-4, neue Stellplatzanlagen für die 
Häuser Flöz Dickebank 1/3 + 13/17 + 16/18 + 34, für die Häuser an der Ottilienaustraße und für die Häuser Ulmenstraße 28-40. Daneben 
sollten Festsetzungen zur Zulässigkeit von Nebenanlagen auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen gemäß Gestaltungsplan getroffen 
werden. Zum einen handele es sich hier um Zonen für Gartenhäuser und zum anderen um Standorte für Nebengebäude im Bereich der ehem. 
Stallgebäude. 
Zuletzt gab Herr Schwarte noch einen Überblick über den Zeitplan und die weiteren Verfahrensschritte. 
 
Herr Fath bedankte sich für die Ausführungen. Er verlas den Hinweis, dass über die Öffentlichkeitsbeteiligung ein Protokoll angefertigt werde, in 
dem die Namen aus Datenschutzgründen nicht genannt würden. Wer namentlich genannt werden wolle, müsse eine Einwilligungserklärung zur 
Datenveröffentlichung unterschreiben. Er bat nun die Bürgerinnen und Bürger, ihre Fragen zu stellen. 
 
Herr Klein fragte, ob in dem Bebauungsplan Flächen für die Nahversorgung wie z. B. Kiosk oder Bäcker vorgesehen seien. 
 
Herr Rommelfanger verneinte das. Die Siedlung solle eine reine Wohnsiedlung bleiben. Außerdem gebe es in der Bochumer Straße Leer-
stände. Diese zu füllen habe Vorrang. 
 
Bürger 1 wollte Informationen zur Zukunft des Heini-Wettig-Hauses und zu den Stellplätzen. 
 
Herr Rommelfanger erinnerte daran, dass das Haus viele Jahre ein beliebter Siedlungstreff gewesen sei, dies solle wiederbelebt werden. 
Wünschenswert sei eine behindertengerechte und energetische Modernisierung. Das liege allerdings in den Händen der umliegenden 
Eigentümer. Sinnvoll sei es, eine Trägerschaft zu bilden und Fördermittel zu beantragen. Die Festsetzung „Gemeinschaftsanlage - Freizeithaus“ 
im Bebauungsplan bleibe bestehen. 
 
Her Schwarte fügte noch hinzu, dass das Gebäude unter die Denkmalbereichssatzung falle, auch wenn es im Bebauungsplan weiß dargestellt 
sei. 
 
Herr Rommelfanger erklärte noch den Unterschied zwischen einem Denkmal, z. B. einem Haus, wo sowohl innen als auch außen das 
Denkmalrecht beachtet werden müsse, und einer Denkmalbereichssatzung, die sich nur auf die äußere Hülle beziehe. 
Zum Thema Stellplätze führte Herr Rommelfanger aus, dass diese in kleinen Gruppen festgesetzt werden sollen, wo es städtebaulich vertretbar 
sei. Große Stellplatzanlagen seien nicht erwünscht. Damit die Stellplätze sinnvoll platziert würden, müsse es im Bebauungsplan geregelt 
werden. Auch die Ausgestaltung werde vorgeschrieben. Alles in allem sei Ziel, den Charakter der Siedlung zu erhalten und nur behutsame 
Änderungen zu ermöglichen. 
 
Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, wies Herr Fath noch darauf hin, dass auf dem Formular „planung aktuell“ noch Anregungen 
aufgeführt und an die Stadt gesendet werden können und schloss die Öffentlichkeitsbeteiligung um 19:35 Uhr. 
 
Gelsenkirchen, 04. Februar 2019 

I. A. Kazmierczak  
(Schriftführerin) 

 
 
Referat 61 (Stadtplanung) 
 
Niederschrift über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gemäß § 3 Abs.1 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Bebauungsplan Nr.319.1, 1. Änderung 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Südlich Almastraße" 
 
zwischen Almastraße - Grollmannstraße - nördliche und westliche Begrenzung der Grabelandflächen - Bergmannstraße Nr. 113-139 - 
Torgauer Straße Nr. 9-19 - Hohenfriedberger Straße Nr. 60 und 65 - südliche und östliche Begrenzung der Grabelandflächen - östliche 
Grundstücksgrenze Almastraße Nr. 64 
 
am 16.Juni 2015 
 
Wissenschaftspark, Munscheidstraße 14, 45886 Gelsenkirchen 
 
Beginn  19:00 Uhr 
Ende  20:30 Uhr 
 
Anwesend waren ca. 80 Bürgerinnen und Bürger 
 
Die Bürgerbeteiligung wurde unter der Leitung des Bezirksbürgermeisters des Stadtbezirkes Gelsenkirchen-Süd, Herrn Fath, durchgeführt. 
 
Herr Fath begrüßte die anwesenden Bürgerinnen und Bürger, die Bezirks- und Stadtverordneten, Herrn Arens, Herrn Schwarte und Frau 
Kazmierczak vom Referat Stadtplanung, Herrn Nasiadek vom Referat Rat und Bezirksvertretungen sowie von der aurelis Asset GmbH die 
Herren Schneemann und Velhorst. 
 
Herr Fath wies darauf hin, dass die Verwaltung auch nach der Veranstaltung noch zur Verfügung stehen werde und dass neben der 
Erörterungsmöglichkeit am Abend Anregungen und Vorschläge zur Planung auch noch im Nachhinein schriftlich eingereicht werden könnten. 
 
Er verlas den Hinweis, dass über die Öffentlichkeitsbeteiligung ein Protokoll angefertigt werde, in dem die Namen aus Datenschutzgründen 
nicht genannt würden. Wer namentlich genannt werden wolle, müsse eine Einwilligungserklärung zur Datenveröffentlichung unterschreiben.  
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Zur Einführung übergab Herr Fath das Wort an Herrn Schwarte. 
 
Herr Schwarte erläuterte anhand einer PowerPoint-Präsentation die Rahmenbedingungen sowie die wesentlichen Inhalte der Planung. Die 
Möglichkeit einer Bebauung der beiden ehemaligen Sportplätze bestehe bereits seit dem Jahr 2004 mit der Rechtskraft des Bebauungsplanes 
Nr. 319.1. Seither habe es häufig Interessenten für eine Bebauung gegeben. Nun habe die Firma aurelis Asset GmbH die Flächen erworben. 
Große Teile des Neubaugebietes wurden an zwei Bauträger weiterveräußert, die jetzt die Fläche bebauen wollten. Im Laufe der Planungen 
hätten sich Änderungsansinnen von Seiten der Eigentümer ergeben, sodass für den nordöstlichen Teil ein Änderungsverfahren eingeleitet 
worden sei. Nach dem Aufstellungsbeschluss sollten auch im Süden des Neubaugebietes weitere Änderungen erfolgen. Durch die Konkre-
tisierung der Bebauungskonzepte würden vereinzelt Änderungen und Anpassungen erforderlich, so dass der Geltungsbereich der Änderung um 
den südwestlichen Teil erweitert werde. 
Zum städtebaulichen Konzept des rechtskräftigen Bebauungsplanes führte Herr Schwarte aus, dass sowohl Reihen- und Doppelhäuser als 
auch freistehende Einfamilienhäuser in zweigeschossiger Bauweise möglich seien. Mittels eines Gutachtens sei festgestellt worden, dass eine 
Regenwasserversickerung in dem Baugebiet nicht möglich sei. Daher sei eine Regenrückhaltung geplant worden, die sich in dem von Norden 
nach Süden verlaufenden Grünzug befinde. Dieser Grünzug enthalte im nördlichen Bereich eine flache Mulde, die das Regenwasser 
aufnehmen und ableiten könne. Ebenso seien in dem Grünzug einige Spielbereiche vorgesehen. Innerhalb des Grünzuges sei ein durchge-
hender Fuß- und Radweg von der Almastraße bis zur Bergmannstraße vorgesehen. 
 
Herr Schwarte erläuterte die wesentlichen Änderungen. In der Teilfläche Nordost solle eine öffentliche Grünfläche in eine Wohnbaufläche 
umgewandelt werden. Als Kompensation solle eine neue öffentliche Grünfläche hergestellt werden, indem der von Nord nach Süd verlaufende 
Grünzug verbreitert werde. 
In der Teilfläche Südwest sollten der Garagenhof und die private Grünfläche zugunsten einer kleinen Hausgruppe mit bis zu vier Wohneinheiten 
und einem seitlich angeordneten kleinen Garagenhof als Stellplatznachweis wegfallen. Ansonsten würden die konkreten Bebauungskonzepte 
vereinzelte Anpassungen erfordern. Zuletzt gab Herr Schwarte noch eine Übersicht über die weiteren Schritte und den Zeitplan bis zur 
Rechtskraft der Bebauungsplanänderung. 
 
Herr Fath bedankte sich für die Ausführungen und bat nun die Bürgerinnen und Bürger, ihre Fragen zu stellen. 
 
Bürger 1 wollte wissen, weshalb ein Regenrückhaltebecken erforderlich sei, ob Oberflächenwasser oder Grundwasser der Grund sei. Des 
Weiteren hätten die Anwohner der Bergmannstraße wegen der Arbeiten der aurelis keine Anbindung an ihre rückwärtigen Flächen mehr. Sorge 
bereite ihm auch die Entwicklung des ruhenden Verkehrs. Er befürchte, dass durch die zunehmende Belastung dieser durch Parkverbote oder 
Ähnliches in die umliegenden Straßen herausgedrückt werde. 
 
Herr Schwarte antwortete, das Regenrückhaltebecken sei bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzt. Es diene dazu, dass Nieder-
schlagswasser des nordöstlichen Quartiers aufzunehmen und abzuleiten. Ausgestaltet werde es als flache Mulde. 
 
Auch Bürger 2 sähe es gerne, wenn der Wirtschaftsweg zu einer Fahrbahn verbreitert würde. Er sei sogar bereit, einen Teil seines Grundstücks 
dafür abzugeben. Damit werde auch die Möglichkeit gegeben, im hinteren Bereich Garagen zu errichten. 
 
Herr Schwarte wies darauf hin, dass der private Weg außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes liege und sich hier eher als Fuß- 
und Radweg darstelle. Eine Verbreiterung und Befahrung mit Autos wurde hier auch die ruhigen Gartenbereiche beeinträchtigen. 
 
Bürger 3 wies darauf hin, dass bei einer Verbreiterung Gartenhütten versetzt werden müssten. 
 
Bürger 4 fragte sich, warum der Weg nicht bereits verbreitert wurde. 
 
Herr Fath merkte an, dass das bereits nach Rechtskraft des Bebauungsplanes in 2004 hätte geschehen können.  
 
Herr Arens antwortete auf die Anregung von Bürger 2, dass die anliegenden Privateigentümer natürlich den Weg auf ihre Kosten verbreitern 
könnten. Das setze allerdings voraus, dass sich alle einig würden. Er werde die Anregung aber mitnehmen. 
Zum Regenrückhaltebecken ergänzte er noch, dass der Gesetzgeber ein solches verlange. Schmutz und Regenwasser müssten getrennt 
werden. Daher baue die Emschergenossenschaft auch zurzeit ihr System um. Im Falle des Bereiches Almastraße sei mit dem Rückhaltebecken 
eine vorbildliche Lösung gefunden worden. Es gebe keine Einfriedung, der Bereich wirke wie eine Grünfläche, die nur bei Starkregen ca. 10cm 
unter Wasser stehen werde. In der Grünfläche seien auch Spielflächen geplant. Darüber hinaus werden die Straßen im Neubaubereich als 
Wohnstraßen ausgebaut, so dass auch auf diesen Flächen gespielt werden könne. Die Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken sei sehr hoch, 
weil hier qualitätsvoller Wohnungsbau entstehe. Es gebe in Gelsenkirchen eben noch viele Nachkriegshäuser, die zu klein seien oder 
energetisch auf einem zu alten Stand. 
 
Bürgerin 5 fragte nach Planungen hinter dem Haus Bergmannstraße 151. Auch hier hätten die Grabeländer bereits Kündigungen erhalten. 
 
Herr Arens sagte, dass die aurelis plane, auch diesen Bereich zu bebauen. Der Regionale Flächennutzungsplan gebe das her. Die Verwaltung 
werde noch in diesem Jahr einen Aufstellungsbeschluss erarbeiten. Es sei die Zustimmung der Politik zu dem geplanten Verfahren zur 
Erweiterung des Neubaugebietes erforderlich. Voraussetzung sei eine sozialverträgliche Lösung für die Grabelandnutzer. 
 
Bürger 6 war der Meinung, dass die neuen Eigentümer, die an den Wirtschaftsweg angrenzen und ihn mitnutzen möchten, einen Teil ihres 
Gartens abgeben müssten. 
 
Herr Arens antwortete, dass bei Mitnutzung durch die neuen Eigentümer selbstverständlich von ihnen ein Teil des Grundstückes abgegeben 
werden müsse. 
 
Bürger 6 sah das als beste Lösung. 
 
Herr Fath wies darauf hin, dass nach Auskunft von aurelis die zukünftigen Eigentümer nicht an den bestehenden Wirtschaftsweg angebunden 
würden, und eine Verbreiterung des bestehenden Weges sei reine Privatsache. 
 
Herr Schwarte ergänzte, dass in den Bereichen, wo Reihenhausbebauung entstehen solle, auch Wirtschaftswege geplant würden, um so die 
Gärten insbesondere der Mittelhäuser erreichen zu können. Das Bebauungskonzept sehe in dem jetzt angesprochenen Bereich allerdings 
freistehende Einfamilienhäuser vor. Daher würden keine Wirtschaftswege benötigt, Die Gärten seien von der nördlich Erschließungsstraße 
erreichbar. 
 
Bürger 1 fragte nach der Ausgestaltung des Regenrückhaltebeckens. 
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Herr Schwarte antwortete, dass es keine harte Kante geben werde. Es gebe keinen Zaun und werde sich auch optisch nicht als technisches 
Bauwerk darstellen. Das Gelände werde als flache Mulde ausgebildet, so dass sich insgesamt das Erscheinungsbild einer zusammen-
hängenden Grünfläche ergebe.  
 
Bürger 2 bemängelte, dass die Grundstücke Bergmannstraße 113 - 117 gar keinen Wirtschaftsweg hätten und er demnächst auf drei Garagen 
schauen würde. 
Er fügte noch hinzu, dass die Anwohner der Torgauer Straße auch Interesse an einen Wirtschaftsweg hätten. Dieser konnte vor langer Zeit 
aber nicht verwirklicht werden, da ein Anwohner dagegen war. Bürger 2 sah jetzt die Chance, durch den Bebauungsplan Abhilfe zu schaffen. 
 
Herr Arens verneinte das. Durch den Bebauungsplan könne das nicht geregelt werden. Es sei eine rein privatrechtliche Angelegenheit und die 
Eigentümer müssten den Ausbau eines Weges selbst realisieren und auch selbst finanzieren. 
 
Bürger 7 sprach die neue Planung der Reihenhäuser im Südwesten an und wollte wissen, um wieviel Meter sie Richtung Torgauer Straße 
zurückversetzt würden. 
 
Herr Arens sprach von ca. drei bis vier Metern. Er sah diese Änderung als städtebaulich sinnvoll an, um eine ansonsten monotone 
Reihenhauszeile mit diesem Versatz zu gliedern. Die Grundstücke seien auch tief genug, um diese Änderung zuzulassen. 
 
Bürger 8 wollte wissen, ob die Grollmannstraße verbreitert werde und ob das Flurstück 18 ebenfalls bebaut werde. 
 
Herr Schwarte antwortete, dass die Grollmannstraße angrenzend an die geplante Bebauung umgestaltet werde. Es gebe eine Fahrbahn von 
5,90 m Breite und einen Gehweg von 2.50 m Breite. Der südliche Abschnitt der Grollmannstraße mit Anschluss an die Bergmannstraße sei 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und bleibe im jetzigen Zustand bestehen. 
 
Herr Arens ergänzte noch, dass auch für das Flurstück 18 ein Interesse an einer Bebauung bestehe. Bauvoranfragen gebe es aber nicht. 
 
Bürger 9 wies darauf hin, dass die Straße komplett abgesackt sei und Bürgerin 15 wollte wissen, ob die Hohenfriedberger Straße geöffnet 
werde und der gesamte Verkehr darüber abgeleitet werde.  
 
Herr Arens erklärte, dass im Rahmen der Aufstellung des bereits rechtskräftigen Bebauungsplanes im Fachreferat geprüft wurde, ob der 
Querschnitt der umliegenden Straßen den zusätzlichen Verkehr aufnehmen könne. Er könne verstehen, dass Skepsis herrsche aufgrund der zu 
erwartenden Zunahme des Verkehrs. Allerdings zeige auch die Erfahrung, dass die Befürchtungen sich meistens in der Praxis nicht bestätigen 
würden. 
 
Herr Fath forderte die Prognosen zum Verkehr an. 
 
Bürger 3 warf ein, dass das Problem trotzdem bestehe und das Verkehrsaufkommen zunehme. Bürger 4 zählte auf, dass bei der Öffnung der 
Hohenfriedberger Straße 130 Fahrzeuge mehr dort durchfahren würden, vorbei an Schule und Kindergarten. Das erzeuge mehr Lärm und eine 
Verschlechterung der Wohnqualität. 
 
Herr Schwarte stellte richtig, dass die beiden Wohngebiete für den motorisierten Verkehr nicht miteinander verbunden seien. Der Verkehr aus 
dem nordöstlichen Gebiet fahre über den Möckernhof und die Grollmannstraße zur Almastraße und der südwestliche Bereich fließe über die 
Hohenfriedberger Straße ab. Dazwischen gebe es nur einen Fuß- und Radweg. 
 
Herr Fath fragte nach, was es für Belege gebe, um das Thema Verkehrsbelastung zu lösen. 
 
Herr Arens sagte, dass bisher keine negativen Auswirkungen bekannt seien. Das Thema werde aber noch einmal konkret mit dem Referat 
Verkehr erörtert. 
 
Herr Fath kündigte an, dass er eine entsprechende Mitteilungsvorlage für die nächste Sitzung der Bezirksvertretung Süd anfordern werde. 
 
Bürger 10 interessierte, ob an der Planung noch etwas geändert werden könne und wie breit ein neuer Bürgersteig sein müsse. 
 
Herr Arens antwortete, dass die Wohnstraßen innerhalb des Planes festgesetzt seien. Dort müssten sie nach den aktuellen Gesetzen 
ausgebaut werden. Straßen außerhalb des Plangebietes seien bestehende Straßen. Inwieweit dort Umbaumaßnahmen stattfinden könnten, 
hänge auch von der finanziellen Seite der Stadt ab. Ohne Not werde zurzeit keine Straße umgebaut. Außerdem würden Erschließungskosten 
für die anliegenden Eigentümer anfallen. Zur Breite des Bürgersteiges sagte er, dass 2,50 m ausreichend seien. Die nördliche Grollmannstraße 
werde so ausgebaut. Die südliche Grollmannstraße liege nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und werde daher nicht ausgebaut. 
 
Herr Fath stellte fest, dass es heute keine Lösung gebe und er das Thema Verkehr und südliche Grollmannstraße mit in die Politik nehmen 
werde. 
 
Bürger 3 schloss sich dem an und drang dringend auf eine Lösung für den Bürgersteig in der südlichen Grollmannstraße. 
 
Bürger 11 fand es sinnvoll, in dem gesamten Bereich der Neubebauung Tempo 30 einzuführen. 
 
Herr Schwarte stimmte dem zu und werde dies mit dem Referat Verkehr besprechen. 
 
Bürger 3 beklagte sich über die Firma, die Rodungsarbeiten auf dem Gelände durchgeführt hätte. Bereits morgens um 5 Uhr sei angefangen 
worden, das mitten in der Brutzeit und ohne Schutzmaßnahmen. 
 
Herr Velhorst teilte mit, dass die Arbeiten abgeschlossen seien, er werde aber mit der Baufirma sprechen. 
 
Bürger 4 bemerkte, dass am 25. April eine große Pappel gefällt worden sei. Er gewinne den Eindruck, dass der Firma aurelis alles gestattet 
werde. Außerdem fragte er nach den Spielmöglichkeiten für die ca. 130 Kinder, die demnächst dort wohnen würden und zweifelte an der 
Kinderfreundlichkeit. Auch wollte er wissen, ob den heutigen Eigentümern Kosten entstehen würden. 
 
Herr Schwarte wies darauf hin, dass im Grünzug Spielplatzbereiche geplant seien, außerdem könnten für Rad- und Rollerfahrten die 
verkehrsberuhigten Bereiche genutzt werden. 
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Herr Arens wies den Vorwurf, dass der Firma aurelis alles gestattet werde, entschieden zurück und klärte auf, dass streng nach öffentlichem 
Recht gehandelt werde. Bei Baumfällungen sei eine Genehmigung einzuholen, wobei in begründeten Fällen auch eine Ausnahmegenehmigung 
erteilt werden könne. 
 
Bürger 4 wollte wissen, was passiere, wenn der Wirtschaftsweg beschädigt würde. 
 
Herr Velhorst bat um sofortigen Anruf bei der aurelis für eine umgehende Reparatur. 
 
Herr Fath bestätigte, dass die Erfahrung gezeigt habe, dass aurelis schnell reagiere. Ansonsten könne auch gerne er angerufen werden. 
 
Bürger 7 hätte gerne einen Wirtschaftsweg an der Torgauer Straße. 
 
Herr Schwarte sagte, dass hier wie bereits erläutert eine privatrechtliche Regelung erforderlich sei und diese auf den eigenen Grundstücken 
außerhalb des Neubaugebietes umgesetzt werden müsse. 
 
Bürger 12 fragte nach, wie die Änderung des Bebauungsplanes bekannt gemacht werde. 
 
Herr Fath empfahl ihm ins Amtsblatt der Stadt Gelsenkirchen zu schauen. 
 
Herr Arens ergänzte, dass nach der frühzeitigen Beteiligung der Entwurfsbeschluss vom Rat der Stadt beschlossen werde. Danach erfolge die 
einmonatige Offenlage, bei der jeder noch einmal Anregungen vorbringen könne. Darüber entscheide dann der Rat und fälle den 
Satzungsbeschluss. 
 
Herr Fath ergänzte, dass die Beschlüsse auch in der Bezirksvertretung beraten würden und der Rat nicht ohne weiteres den Beschluss fassen 
werde, wenn aus der Bezirksvertretung Bedenken kämen. 
 
Bürger 13 sagte, dass an der Grollmannstraße auf Anforderung der aurelis die Zaunbegrenzungen zurückgebaut worden seien. Er frage sich 
nun, wann dort etwas gemacht werde. 
 
Herr Velhorst erklärte, dass die Zäune zurückgebaut werden mussten, weil dort Versorgungsleitungen liegen würden. Die Erschließung werde 
bis September durchgeführt. 
 
Bürger 3 regte an, den gesamten Bereich als Tempo 30 Zone auszuweisen. 
 
Bürger 14 wies darauf hin, dass auch der Fuß- und Radweg mit gepflegt werden müsse.  
 
Herr Schwarte sagte, dass es ein städtisches Grundstück sei, welches dann auch von der Stadt gepflegt werde. 
 
Bürger 7 wollte Informationen über den Zeitplan der Neubaumaßnahmen. 
 
Herr Schneemann berichtete, dass die Erschließung bis September abgeschlossen werde. Parallel dazu würden erste Bauanträge gestellt. 
Daher könnte ab Herbst der Hochbau beginnen. Ende 2017 bis Anfang 2018 könnte das Baugebiet abgeschlossen sein. 
 
Da es keine weiteren Wortmeldungen gab, schloss Herr Fath die Öffentlichkeitsbeteiligung um 20:30 Uhr. 
 
Gelsenkirchen, 04. Februar 2019 

I. A. Kazm ierczak  
(Schriftführerin) 
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